
Revolutionäre Linke in ['solid] –
Was tun die Sozialist_innen?
Am 4.  Juli  versammelten sich 46 Jugendliche der Linksjugend [´solid]  in
Hamburg.  Linke Landessprecher_innen aus Hamburg und Rheinland-Pfalz
hatten aufgerufen über die Perspektiven sozialistischer Politik in [´solid] zu
diskutieren.

Beteiligt waren neben Aktivist_innen aus Berlin, Hamburg, Rheinland-Pfalz,
Nordrhein-Westfalen  und  einer  starken  Delegation  von  Mitgliedern  der
Sozialistischen Alternative Voran (SAV) auch Mitglieder von REVOLUTION,
die ehemals in [´solid] Fulda organisiert waren.

Unter dem Druck der Rechtsentwicklung der Partei die LINKE und [´solid]s
gründeten diese Jugendlichen die Revolutionäre Linke (im folgenden als RL
abgekürzt) und nahmen eine Gründungserklärung an, mit der sie Jugendliche
des  Verbandes  aufrufen  gemeinsam  „für  einen  klassenkämpferischen
Jugendverband“ einzutreten. Ihr Ziel  ist  es „eine neue Generation junger
revolutionärer  Kräfte  zu  organisieren,  die  dazu  in  der  Lage  ist,  den
Kapitalismus  zu  stürzen  und  durch  eine  demokratische,  sozialistische
Ordnung  zu  ersetzen.“

Wir möchten gleich zu Beginn den Genoss_innen, zu ihrem Schritt die RL zu
gründen, gratulieren. Unser Genosse Lukas Müller, der zu einem Sprecher
der RL gewählt wurde, hatte seinerseits vor einem Jahr zur Gründung einer
revolutionäre Fraktion in [´solid] aufgerufen und Versuche in Hessen in diese
Richtung unternommen (1).

Die Gründung der RL ist bereits ein Erfolg. Doch es werden unweigerlich
Konfrontationen mit dem rechten Flügel um die Antideutschen, aber auch
dem reformistischen Zentrum der Organisation folgen. Daher ist es wichtig,
dass sich die RL mit einer klaren Politik ausrüstet und organisatorisch gut
aufstellt. Wir möchten mit unserem Artikel einen Beitrag dazu leisten.

Rechtsruck in [´solid] und LINKE
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So  stellt  die  Gründungserklärung  gleich  am  Anfang  fest,  dass  die
„Linksjugend  [’solid]  diesem  Anspruch  [eine  klassenkämpferische
Organisation  zu  sein,  Anm.  der  Red.]  bei  Weitem  nicht  gerecht  wird.
Karrierismus,  sog.  „antideutsche“  Positionen  und  mangelnder  Bezug  zu
gesellschaftlichen Kämpfen sind in vielen Bundesländern zu beobachten.“ „In
einigen Fragen, etwa der Haltung zu Auslandseinsätzen, Antirassismus und
Feminismus  oder  der  Einschätzung  von  SPD  und  Grünen,  werden
sozialistische  Positionen  nicht  vertreten  bzw.  massiv  angegriffen.“

An späterer Stelle wird im Bezug auf die LINKE festgestellt, dass „mit der
Beteiligung  an  Landesregierungen  mit  bürgerlichen  Parteien  pro-
kapitalistischer Politik innerhalb der LINKEN Tür und Tor geöffnet wurde:
Beispielhaft stehen hierfür die Schuldenbremse, der Haushaltsvorbehalt, das
Betreiben  von  Abschiebeknästen,  Rüstungskonzernen  usw.  Auch  andere
Positionen, wie die Ablehnung von Auslandseinsätzen und Kürzungspaketen,
wurden bei  den  Entscheidungen der  Linksfraktion  im Bundestag  zu  den
Erpressungspaketen gegen Griechenland und dem Bundeswehr-Einsatz im
Mittelmeer bereits massiv angegriffen oder ins Gegenteil verkehrt. Bei seiner
persönlichen Erklärung beim Bielefelder Parteitag zeichnete Gregor Gysi den
Weg für DIE LINKE in die Regierung vor: Zustimmung zu Rüstungsexporten,
Auslandseinsätzen  der  Bundeswehr,  Mitverantwortung  in  der  NATO,
Zustimmung  zur  EU.“

Vollkommen zu Recht stellt die RL fest, dass der Rechtsruck der Partei die
LINKE  im  Zusammenhang  mit  den  gewachsenen  Bestrebungen  und  der
realen Beteiligung an bürgerlichen Regierungen steht.  Diese Entwicklung
der  LINKEN,  hat  auch  zu  einer  weiteren  Rechtsentwicklung  in  [´solid]
geführt.

Die Darstellung hat aber auch eine wichtige Achillesferse. Sie geht davon
aus, dass pro-kapitalistische Politik erst mit der Regierungsbeteiligung in der
LINKEN salonfähig wurde. Doch die PDS, aber auch die WASG, die 2007 zur
LINKEN  fusionierten,  waren  beides  Parteien,  die  bereits  vorher  an
bürgerlichen  Regierungen  beteiligt  waren  oder  daran  ein  Interesse  hatten.

Reformismus  i s t  pro -kap i ta l i s t i sche  Po l i t ik  in  der



Arbeiter_innenklasse

Die LINKE war und ist eine von Grund auf reformistische (2) Partei. Die PDS
regierte bereits vor der LINKEN ab 2001 in bürgerlichen Regierungen wie
z.B. in Berlin mit fatalen Folgen, die Privatisierungen und soziale Angriffe
beinhalteten. Doch auch in den 90ern, geschweige denn ab 2007, war ihr
Programm nicht revolutionär, sozialistisch oder antikapitalistisch.

Das Programm der LINKEN war nie auf den Sturz des Kapitalismus, sondern
auf seine „Verbesserung“ und „Reformierung“ ausgerichtet. Insofern war die
LINKE bereits seit ihrer Gründung eine pro-kapitalistische Partei. Wem diese
Behauptung zu hart klingen mag, der sollte nach Griechenland schauen, wo
das links reformistische Hoffnungsprojekt SYRIZA gerade mit aller Macht
den  Kapitalismus  rettet  –  zulasten  der  griechischen  und  europäischen
Arbeiter_innenklasse.

Natürlich war und ist die LINKE auch heute eine Partei, die Arbeiter_innen
und Jugendliche organisiert, die sich gegen die Symptome des Kapitalismus
wehren wollen. Aber eine Partei, die den Kapitalismus letztlich retten oder
auf jeden Fall nicht stürzen will, kann keinen konsequenten Kampf gegen
diese  Symptome  führen,  geschweige  denn  mit  ihren  Ursachen  Schluss
machen.

S ie  w i rd  unverme id l i ch  e ine  Bürokra t i e ,  bes tehend  aus
ParteifunktionärInnen,  reformistischen  Parlamentarier_innen  und  dem
rechten Flügel an die Spitze der Partei drängen. Denn eine Partei, deren
primäres Ziel der Kompromiss mit dem Kapital und seinem Staat ist, braucht
zwangsläufig eine privilegierte Schicht von Verhandlungsführer_innen und
Bürokrat_innen.  Während  die  Basis  weitestgehend  passiv  ist  und  das
Programm mehr eine Wunschliste, als eine Handlungsanweisung, agieren die
reformistischen Führer_innen weitestgehend autonom von den Interessen
ihrer Basis.  Nur so sind die meisten geschlossenen „Kompromisse“,  man
könnte  auch  sagen  Verrat,  wenn  man  sich  z.B.  die  Abschlüsse  der
Gewerkschaften in den vergangenen Tarifverhandlungen oder die aktuelle
Praxis in Thüringen anschaut, möglich.



Diese  Politik  führt  nicht  dazu,  dass  sich  das  Klassenbewusstsein  im
revolutionären Sinne hebt, sondern in den wirren der Sozialpartnerschaft
eingefroren und in entscheidenden Momenten der Auseinandersetzung von
der Führung verraten wird. Das aktuellste Beispiel hierfür ist der momentane
Ausverkauf des „Nein“ zu den Spardiktaten in Griechenland.

Der aktuelle Rechtsruck ist also der inneren Logik der LINKEN und [´solid]
geschuldet. Er ist die logische Konsequenz reformistischer Politik „in der
Verantwortung“.  Gleichzeitig  stehen  wir  vor  dem  Problem,  dass  der
Reformismus  die  vorherrschende  Ideologie  und  Politik  in  der  aktuellen
Arbeiter_innenbewegung ist. Die SPD, die Gewerkschaftsbürokratie und zu
einem gewissen Grad auch die LINKE führen große Teile der organisierten
Arbeiter_innen an.

Haben  Revolutionär_innen  keine  klare  Einschätzung  vom  Reformismus,
müssen sie also unweigerlich in der Auseinandersetzung mit diesen Kräften
scheitern. Das ist insbesondere in einem Land wie Deutschland der Fall, wo
der Reformismus so tiefe Wurzeln geschlagen hat.

Warum haben wir uns nun über zwei Seiten mit dem Thema Reformismus
auseinandergesetzt?  Soll  es  hier  nicht  um eine  revolutionäre  Alternative
gehen?  Ja,  das  soll  es.  Aber  insbesondere  für  Jugendliche,  die  in  einer
reformistischen Organisation für andere Verhältnisse eintreten wollen, ist es
unbedingt nötig sich klar darüber zu sein, was die größten Hindernisse dafür
sind und wie sie aussehen.

Die Gründungserklärung der RL geht an keiner Stelle auf den Reformismus
als eine politische Qualität ein. Selbst das Wort Reformismus wird nirgendwo
auch nur erwähnt. Das ist ein politisches Versäumnis, das dringend behoben
werden sollte,  wenn die RL tatsächlich eine revolutionäre Zukunft haben
möchte.

Inhaltliche Klarheit und Bestimmtheit

Das wichtigste Werkzeug in der politischen Auseinandersetzung mit  dem
Reformismus  und  in  der  politischen  Praxis  ist  „inhaltliche  Klarheit  und
Bestimmtheit“,  ein  selbst  erklärtes  Ziel  der  RL.  Die  Formulierung  einer



Gründungserklärung ist der erste, richtige Schritt dafür. Natürlich kann sie
aber diese Aufgabe nicht vollkommen bewerkstelligen.

Es ist aber tragisch, wenn Genoss_innen der RL diese Gründungserklärung
selbst als Programm darstellen. Die Gründungserklärung ist eine politische
Willensbekundung,  die  wichtige  Fragen  für  Sozialist_innen  aufwirft  und
andere  dazu  einlädt  diese  gemeinsam zu  beantworten.  Hierin  liegt  ihre
Berechtigung.

Ein Programm ist allerdings das gemeinsame Verständnis der Ergebnisse des
bisherigen Klassenkampfes und die sich daraus ergebenden Perspektiven für
die  sozialistische  Revolution.  Es  ist  das  Ergebnis  einer  Analyse  der
Klassenkampfverhältnisse  in  einem  bestimmten  Land  innerhalb
internationaler Verhältnisse. Und vor allem ist es für Revolutionär_innen eine
praktische  Handlungsanleitung.  Das  steht  in  scharfem  Kontrast  zu
reformistischen Parteien und Jugendorganisationen, die ihr Programm kaum
erwähnen,  geschweige  denn  ihre  Versprechen  wirklich  konsequent
umsetzen.

Um einem weit verbreiteten „Missverständnis“ vorzubeugen, bedeutet das
keinesfalls,  dass  Revolutionär_innen  alle  Maßnahmen  des  revolutionären
Programms  unmittelbar  umsetzen  könnten.  Das  revolutionäre  Programm
beschreibt eben nicht nur das zu einem gewissen Zeitpunkt „im Kapitalismus
machbare“,  sondern  das  für  die  Arbeiter_innen  und  die  Revolution
Notwendige. Wir möchten ein konkretes und krasses Beispiel anbringen, weil
es in der Diskussion bereits gefallen ist – die Arbeiter_innenmiliz.

Wenn  wir  bereits  heute  im  Programm  von  der  Notwendigkeit  der
Zerschlagung des bürgerlichen Staates und der Revolution sprechen, tun wir
gut daran. Bereits Rosa Luxemburg kritisierte die Reformist_innen vor mehr
als 100 Jahren dafür, dass
„Die  Bewegung  alles,  und  das  Ziel  nichts“  (3)  für  sie  sei.  Sie  legte
eindrucksvoll dar, dass wer das Ziel nicht benennen würde, zwangsläufig
keinen bewussten Weg zum Ziel darlegen könnte oder gar einen anderen
Weg einschlagen müsste.



Wenn wir nun aber gegen den bürgerlichen Staat und für die Revolution
sind, eine Einstellung die heute nur eine kleine Minderheit teilt, müssen wir
dieser auch darlegen, wie dies bewerkstelligt werden kann. Es bedarf für die
erfolgreiche  Revolution  Räte  und  Arbeiter_innenmilizen.  Der  bürgerliche
Staat wird nicht freiwillig abdanken, alle die dies dachten, mussten dafür
blutig bezahlen, wie die erste Revolution – die Pariser Kommune – gezeigt
hatte. Wenn der bürgerliche Staat aber gestürzt ist, muss auch eine neue
Gesellschaft aufgebaut und die Wirtschaft geplant werden. Dafür braucht es
die Räte. Soll diese Gesellschaft verteidigt werden können, braucht es die
von den Räten demokratisch kontrollierte Verteidigung der Revolution durch
Arbeiter_innenmilizen.

Wenn  wir  nun  heute  von  Arbeiter_innenmilizen  und  Räten  sprechen,
bedeutet  das  keinesfal ls ,  dass  wir  heute  bereits  Räte  oder
Arbeiter_innenmilizen  aufbauen  können.  Wer  aber  heute  von  Revolution
spricht,  muss  auch  darlegen,  wie  sie  umgesetzt  werden  kann,  denn
revolutionäres Bewusstsein entwickelt sich nicht in „Etappen“. Es entwickelt
sich auch nicht dadurch, dass man der Jugend das Programm in Häppchen
serviert.  Es  muss vollständig und klar  dargelegt  werden.  Das Programm
spiegelt also eine gesamtheitliche Methode wieder, die man nicht zerlegen
und beschneiden kann, um es verträglicher zu machen. Einige wird man
sofort dafür gewinnen können, andere erst nach gemeinsamen Erfahrungen
oder längeren Diskussionen.  Wir  sagen das bewusst,  weil  es  wichtig ist,
festzustellen, dass Revolutionär_innen heute in Deutschland sehr schwach
sind. Sie können nur durch inhaltliche Klarheit und Bestimmtheit an Stärke
gewinnen.

So  wird  das  Programm  auch  durch  die  konkrete  Entwicklung  im
Klassenkampf  „verträglich“.  Natürlich  gehört  dazu  auch  eine  sinnvolle
Vermittlung in täglichen Slogans und in der „Agitation“. Niemand von uns
würde sich heute auf den lokalen Marktplatz stellen und eine ausführliche
Rede an die umstehenden Passant_innen halten, warum sie sich sofort in
Arbeiter_innenmilizen organisieren sollten – zumindest in Deutschland!

Wer aber heute in Freital oder anderen Orten, in denen Flüchtlingsheime
brennen oder mit Schusswaffen von Rechten angegriffen werden, sich auf



den  Marktplatz  stellt  und  die  Notwendigkeit  von  antirassistischen
Selbstverteidigungskomitees darlegt, liegt vollkommen im Recht damit. Ob
der Slogan deshalb unmittelbar umgesetzt wird, ist eine andere Frage. Er ist
aber unmittelbar notwendig. Zumindest eine Minderheit wird diesen Slogan
aufgreifen und sich deshalb der revolutionären Organisation anschließen,
selbst wenn sie zu schwach ist den Slogan auch tatsächlich zu verwandeln.
Aber der Weg, der zum Ziel einer antirassistischen Gesellschaft dargelegt
wird, sowie die nötigen Mittel, die vonnöten sind, können überzeugend genug
sein.

Der Slogan kann aber nur erhoben werden, wenn man sich bewusst darüber
ist, dass kein Vertrauen in den bürgerlichen Staat gelegt werden sollte, der
letztlich zerschlagen werden muss… was uns zwangsläufig zurück zur Frage
von Räten und Arbeiter_innenmilizen führt. Wir können den aktuellen Slogan,
den wir auch propagieren sollten – nämlich das Recht auf Selbstverteidigung
gegen rassistische Übergriffe und den Aufbau von Strukturen dafür – nur
dann  konsequent  erheben,  wenn  wir  im  Programm auch  die  Frage  von
Arbeiter_innenmilizen aufgegriffen haben. Das ist unser Verständnis eines
revolutionären  Übergangsprogramms,  denn  das  Nötige  wird  erst  dann
möglich,  wenn  man  es  artikuliert.

Wir halten es daher für eine Fehlentscheidung, dass sich das erste Treffen in
Hamburg vorerst gegen unseren Vorschlag aussprach, die Erarbeitung und
Diskussion eines alternativen revolutionären Programm zum Ziel zu setzen.
Das liegt vermutlich daran, dass vielen Genoss_innen die Bedeutung eines
Programms und auch seiner Inhalte bisher nicht vollkommen bewusst ist. Wir
wollen es nicht als Vorwurf darstellen, sondern glauben vielmehr, dass der
Umgang in reformistischen Organisationen wie [´solid] mit dem Programm
der Grund dafür ist. Die Schuld kommt hier also dem Reformismus zu und
nicht den Genoss_innen, die mit ihm politisch brechen wollen.

Reform des Reformismus…

Doch unter vielen Linken in [´solid], auch bei den Genoss_innen der SAV,
gibt es die weit verbreitete Vorstellung, dass der Reformismus eine – im
krassesten  Fall  unvermeidliche  –  Übergangsform  zu  revolutionärem



Bewusstsein darstellen würde.  So wird seitens der SAV die  LINKE auch
offiziell  nicht  als  reformistische  Partei  charakterisiert.  Das  Gegenteil  ist
unserer Ansicht nach der Fall. Reformismus und revolutionäre Politik sind
zwei  unvereinbare  politische  Pole  innerhalb  der  Arbeiter_innen-  und
Jugendbewegung,  wie  schon  Rosa  Luxemburg  in  ihrer  Streitschrift
„Sozialreform  oder  Revolution“  (4)  darstellte.

Es ist natürlich keinesfalls ausgeschlossen, dass junge Arbeiter_innen und
Jugendliche zuerst  in  einer  reformistischen Jugendorganisation aktiv  sind
und  daraufhin  für  revolutionäre  Politik  gewonnen  werden.  Zum Beispiel
dadurch, dass sie sich in gemeinsamen Aktionen, einer „Einheitsfront“ aller
linken Organisationen für ein bestimmtes Ziel und von der besseren Politik
der Revolutionär_innen überzeugen können.

Es  ist  aber  keine  Notwendigkeit,  dass  Jugendliche  durch  die
demoralisierenden  Erfahrungen  einer  reformistischen  Organisation  gehen
müssen. Unsere eigene Organisation, in der die meisten Jugendlichen vorher
unorganisiert,  sehr  jung  waren  und  zu  einem  beträchtlichen  Anteil  aus
Arbeiter_innenfamilien kommen, ist dafür selbst ein Beispiel.

Es  ist  vollkommen  richtig  nun  eine  Revolutionäre  Linke  in  [´solid]
aufzubauen. Dies liegt aber weniger an unserer Einschätzung, dass [´solid]
zu einer revolutionären Organisation „transformiert“ werden könnte. Gerade
weil dies nicht der Fall ist, braucht es die RL.

Bereits 2007 sagte ein demoralisierter Jugendlicher auf dem bürokratischen
Fusionskongress  zur  Linksjugend  [´solid]:  „Es  hat  keinen  Zweck,  den
falschen Leuten das Richtige erklären zu wollen“ (5). Bedeutet: Es hat keinen
Zweck gegen die Mühlen der Antideutschen und der durchaus gefestigten
rechten Mehrheit in [solid] auf ewig anzurennen. Es hat aber einen Zweck
alle,  die  wirklich  eine  revolutionäre,  sozialistische  Jugendorganisation
anstreben, um die RL zu gruppieren. Die revolutionäre Auseinandersetzung
mit  „den  Mühlen“  wird  aber,  für  einige  sogar  recht  schnell,  die
Unvermeidbarkeit eines Bruches aufzuzeigen – entweder indem die Mühle
gebrochen wird oder in Form eines organisierten Austrittes.



Die Gründungserklärung hält in diesem Zusammenhang auch fest, dass wir
„mithilfe offener Strukturen gerade Mitglieder ansprechen, die noch nicht
„Politiker“ geworden sind und unsere Inhalte mit ihnen diskutieren. Gute
Positionen eines Verbandes und eine kämpferische Linke in der Gesellschaft
gewinnt man aus unserer Sicht nicht primär über einzelne Pöstchen, sondern
nur, wenn wir kämpferische Inhalte an der Basis bekannt machen und dort
aufbauen.“

Während es korrekt ist, das Hauptaugenmerk auf die Basis zu legen, was die
Gewinnung von Mitgliedern der RL angeht, ist es gleichzeitig eine Illusion,
der  v ie le  Mitgl ieder  der  RL  nachhängen,  dies  ohne  heft ige
Auseinandersetzungen  mit  den  „Politikern“,  „Karrieristen“,  d.h.  Der
reformistischen  Führung  tun  zu  können.

Selbst  wenn  wir  diese  Auseinandersetzung  nicht  wollten,  sie  wird  uns
aufgezwungen werden. Ein Blick auf die Kommentarspalten der RL auf FB
zeigt dies eindrucksvoll. Wir sollten sie aber führen. Wir wollen ja nicht nur
die Basis für uns gewinnen, sondern ihr auch ein anderes Programm und eine
demokratische,  rechenschaftspflichtige  und  kämpferische  neue  Führung
geben. Man könnte auch sagen, dass man das Wasser nicht kontrollieren
kann,  wenn man das Mühlrad nicht  kontrolliert,  dass  immer und immer
wieder auf das Wasser niederfährt.

Die  Genoss_innen  der  SAV  müssten  das  eigentlich  gut  genug  wissen,
nachdem ihre Schwestersektion in Großbritannien damals die Kontrolle über
die Jugendorganisation der Labour-Party verlor. Die Socialist Party war nicht
dazu bereit einen Bruch mit der Labour Party vollziehen. Die Konsequenz
war,  dass  die  reformistische  Führung  kurzerhand  die  gesamte
Jugendorganisation auflöste,  damit  sie  nicht  Sozialist_innen in die Hände
fällt. Die Basis für sich zu gewinnen ist also gut, es ist aber nicht alles.

In praktischem Bezug auf [´solid] stellen wir fest, dass die Entwicklung seit
2007 und die Fusion damals bereits ein politisches Trauerspiel für den linken
Flügel war und zu einer Schwächung des linken Flügels führte.  Darüber
können auch die Darstellungen des linken Flügels nicht hinwegtäuschen, die
immer wieder betonen, dass es an der Basis der Organisation linker zugehe,



als auf den Bundeskongressen oder in der Führung. Einerseits kann man
diese  Aussage  für  alle  Bundesländer  bis  auf  einige  Ausnahmen wie  z.B.
Hamburg,  Nordrhein-Westfalen  oder  Rheinland-Pfalz  stark  bezweifeln.
Andererseits  wirft  es  auch  die  Frage  auf,  was  das  eigentlich  für  eine
Organisation  ist,  in  der  die  Führung  eine  grundlegend  andere  Politik
betreibt, als ihre Basis es wünscht. Womöglich wäre dann die Basis gut damit
beraten nicht nur „die Basis zu stärken“, sondern sich eine andere Führung
zu geben. Sollte das nur durch den Aufbau einer neuen Organisation möglich
sein, dann ist auch das ein Schritt, der notfalls getan werden sollte.

Diese  Notwendigkeit  ergibt  sich  gerade  aus  der  Einschätzung  der
Gründungserklärung,  dass  wir  in  Zeiten  zugespitzter  Krise  und
imperialistischer  Konflikte  leben.  [´solid]  und  die  LINKE  finden
auf keine dieser Herausforderungen die korrekten Antworten. Es ist aber
wichtig,  dass  es  eine  wahrnehmbare  Kraft  gibt,  die  diese  Antworten
formuliert. Das ist wichtiger als sich endlose Gefechte mit Antideutschen und
dem Rechten Flügel in [´solid] zu liefern.

Die Gründung der RL ist selbst ein Ausdruck davon, auch wenn sich viele
Genoss_innen das aktuell nicht öffentlich eingestehen wollen. Es wäre aber
ratsam sich das möglichst bewusst zu machen. Der rechte Flügel weiß es
bereits und arbeitet mit Sicherheit an Gegenmaßnahmen. Es nicht zu tun,
heißt sich im Zweifelsfall notwendigen politischen Mittel zu berauben, die die
„Politiker“ und die „Karrieristen“ zweifelsohne auf ihre ganz spezielle Art
und Weise einsetzen werden – gepaart mit bürokratischen Manövern, Tricks
und Verleumdungen.

Wer ein gutes Beispiel dafür finden möchte, sollte genau nach Griechenland
schauen, wo die Mehrheit der Basis SYRIZA´s die Politik des rechten Flügels
keinesfalls  unterstützt  und  selbst  im  Zentralkomitee  die  unmittelbaren
Entscheidungen Tsipras abgelehnt wurden. Die Konsequenz war, dass der
linke Flügel aus der Regierung und schon seit geraumer Zeit aus wichtigen
Parteifunktionen  gesäubert  wird.  Natürlich  ist  die  „Linke  Plattform“  in
SYRIZA linksreformistisch, könnte man jetzt erwidern. Ja, das ist richtig. Wir
sollten nicht die gleichen Fehler wie die linken Reformist_innen begehen, ist
unsere Antwort.



Wir wollen aber darauf hinweisen, dass SYRIZA einen kleineren Apparat und
weniger „Erfahrung“ im Umgang mit bürokratischer Manöver hat, als es die
LINKE (und die alten Kader der PDS) tun. Trotzdem, die „Linke Plattform“
wäre  gut  beraten  sich  auf  einen  Bruch  vorzubereiten  und  ihn  nun  zu
vollziehen.  Das  gleiche  gilt  heute  für  die  Revolutionär_innen  in  [´solid],
sollten wir nicht in kurzer Zeit unter Beweis stellen können, die Mehrheit der
Organisation für uns gewinnen zu können.

…oder revolutionäre Fraktion?

Für die RL stellt sich daher erneut die Frage des Programms, die wir zu
Beginn aufgeworfen hatten. Will sie [´solid] für sich gewinnen, braucht sie
dafür auch ein Programm, um einerseits den Reformismus herauszufordern
und  andererseits  eine  Alternative  anzubieten,  um  die  sie  ihre
Unterstützer_innen organisieren kann. Sollte die RL die Mehrheit gewinnen,
was  wir  für  weniger  realistisch  halten,  bräuchte  sie  diese,  um  die
Organisation mit ihr umzugestalten. Vor allem aber müsste sie damit nach
Außen in Bewegungen und Klassenkämpfe eingreifen.

Sollte  sie  Jugendliche um sich sammeln können,  aber  in  der  Minderheit
bleiben,  würde sich unweigerlich auch die Frage eines organisatorischen
Bruches mit [´solid] stellen. Wie aber sollte so ein Bruch vollzogen werden,
wenn nicht auf der Grundlage eines eigenständigen Programms, das den
zukünftigen Aufbau einer unabhängigen revolutionären Jugendorganisation
vorzeichnet?

Wir denken, dass die wichtigste Aufgabe der RL ein entschlossenes Auftreten
als aktive Fraktion sein sollte. Mit Klarheit und Bestimmtheit sollte die RL
innerhalb und außerhalb [´solid]s für ihre Ideen werben und auf der Straße
erkennbar dafür eintreten.  Die RL sollte  damit  beginnen ein alternatives
revolutionäres Aktionsprogramm zu formulieren, mit dem sie interessierte
Jugendliche organisiert.

Die RL sollte nicht nur ein Netzwerk sein, sondern tatsächlich eine Struktur,
die  revolutionäre  Mitglieder  organisiert,  die  sich  an  den  Debatten  und
Aktionen beteiligen. Wir würden dafür plädieren die RL nach „demokratisch-



zentralistischen“  Aspekten  aufzubauen.  Es  sollte  die  volle  Freiheit  der
Diskussion in der RL geben. Gleichzeitig sollten gemeinsam beschlossene
Aktionen  und  Initiativen  auch  gemeinsam von  allen  Mitgliedern  der  RL
umgesetzt  werden.  Wir  denken  also,  dass  die  RL  eine  Gruppe  von
Aktivist_innen  sein  sollte  und  nicht  von  Menschen,  die  sich  einmal
eingetragen  haben.

Da die RL aber noch kein fertiges Programm hat und es unterschiedliche
Strömungen in ihr gibt, würden wir dafür plädieren, dass die Diskussionen
um das Programm und die Perspektiven der RL auch offen diskutiert werden
können.  Wir  glauben,  dass  das  nicht  abschreckend,  sondern  gerade
anziehend  auf  Jugendliche  sein  würde,  die  sehen,  dass  ein  aktiver  und
offener Prozess stattfindet, der solidarisch, aber klar geführt wird.

Gleichzeitig sollten bis zur Fertigstellung eines Programms nur diejenigen
Mitglied werden können, die für eine internationale sozialistische Revolution
sind, für diese auch aktiv eingreifen wollen und mit der Gründungserklärung
in weiten Teilen übereinstimmen.

Gemeinsam kämpfen, gemeinsam Siegen

Wir sehen, es liegen große Herausforderungen vor der RL, wenn sie ihrem
Anspruch  gerecht  werden  will.  Wir  von  REVOLUTION  möchten  die
Genoss_innen  nach  Kräften  von  Innen  und  Außen  in  den  kommenden
Auseinandersetzungen unterstützen. Wir rufen alle in [solid] dazu auf, die
sich  nach  einer  revolutionären  Alternative  sehnen,  sich  der  RL
anzuschließen.

Unsere Kritik soll daher nicht als Angriff auf die RL verstanden werden und
wir distanzieren uns von allen, die ihn als solchen missbrauchen wollen. Wir
denken,  dass zum gemeinsamen Kampf auch die  gemeinsame Diskussion
über die dafür nötige Strategie gehört.  Wir glauben,  dass es von diesen
Diskussionen  noch  viele  geben  wird  um  die  revolutionäre  Tradition  in
Deutschland wiederzubeleben. Und wir freuen uns auf die Meinung und die
Antworten von Genoss_innen der RL.

Wir  glauben,  es  ist  gerade  die  erfrischende  Offenheit  und  Klarheit  des



Marxismus, der in der Vergangenheit Millionen von Jugendlichen für den
revolutionären Kampf  um den Sozialismus begeisterte.  Daran wollen  wir
heute zusammen wieder anknüpfen. Lasst uns gemeinsam für den Aufbau
einer revolutionären Jugendorganisation in Deutschland eintreten!

Ein Artikel von Georg Ismael, Lukas Müller, Simeon Halter und Lars
Filder, REVOLUTION Germany

(1) Siehe auch in der Broschüre von Lukas Müller speziell ab S. 15, speziell
a b  S e i t e  2 2 :
http://www.onesolutionrevolution.de/wp-content/uploads/2011/04/Solid-Pole
mik_Lukas_M%C3%BCller_2014.pdf
(2)  Reformismus  ist  eine  polit ische  Strömung  innerhalb  der
Arbeiter_innenbewegung.  Sie  ist  eine  Strömung,  die  sich  in
unterschiedlichen  ideologischen  und  konkreten  politischen  Formen
ausdrücken  kann.  Ihre  soziale  Wurzel,  insbesondere  in  imperialistischen
Ländern,  l iegt  aber  in  der  durch  die  Extraprofite  der  großen
Monopolkonzerne gesicherten Besserstellung von Teilen der Arbeiter_innen,
die Lenin als „Arbeiteraristokratie“ bezeichnete. Diese Schicht ist zwar oft
gut gewerkschaftlich organisiert,  aber neigt zum Konservatismus und der
Illusion,  dass  die  Übel  des  Kapitalismus reformiert  werden könnten.  Die
Triebfeder  reformistischer  Politik  in  Deutschland  ist  daher  die
Sozialpartnerschaft und die Parlamentsarbeit,  die selbst eine privilegierte
Bürokraten-Schicht  erzeugen,  die  diese  Politik  aus  ihren  ganz  eigenen
sozialen Interessen als Bürokratie verteidigen.
(3) Ausruf von Eduard Bernstein, der sich damit gegen die Zielsetzung der
Revolution aussprach.
(4) Rosa Luxemburg, „Sozialreform oder Revolution“, ist ein Werk, dass im
sogenannten  Revisionismus-Streit  in  der  Auseinandersetzung  mit  dem
reformistischen Flügel ausgetragen wurde. Die Polemik richtete sich gegen
Eduard Bernstein.
( 5 )  B e r i c h t  ü b e r  d e n  B u n d e s k o n g r e s s  2 0 0 7 :
http://de.indymedia.org/2007/05/178406.shtml
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